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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache ■ — Az. 8/65 — des 
Gottfried Winkler, Minden, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 20. September 1965 hat der 
Einspruchsführer Einspruch eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor, 

er und seine Ehefrau seien an der Ausübung des 
Wahlrechts gehindert worden. 

Wie sich aus dem Vortrag des Einspruchsführers 
und den amtlichen Auskünften der Stadtverwal- 
tung Minden (Westfalen) und der Amtsverwal- 
tung Dützen ergibt, ist der Einspruchsführer mit 
seiner Familie am 27. August 1965 von der Ge- 
meinde Häverstädt, Amt Dützen, Kreis Minden 
(Westfalen) nach Minden (Westfalen) verzo- 
gen. Am 30. August 1965 meldeten sich der 
Einsprudisführer und seine Ehefrau in Dützen 
ab und in Minden an. Zugleich erkundigte 
sich die Ehefrau beim Einwohnermeldeamt 
in Minden, wo sie und ihr Ehemann nunmehr 
wählen könnten. Ihr wurde mitgeteilt, daß 
der bisherige Wohnort — also Häverstädt — - 
zuständig sei. Am Wahltag begaben sich der Ein- 
spruchsführer und seine Ehefrau mit den erfor- 
derlichen Unterlagen nach Häverstädt zur Wahl. 
Dort waren sie aber bereits aus dem Wählerver- 
zeichnis gestrichen. Es wurde ihnen bei ihrem 
Erscheinen nach Durchsicht der Wählerliste mit- 
geteilt, daß sie nicht mehr berechtigt seien, in 
Häverstädt zu wählen. Aufgrund dessen war es 
dem Einspruchsführer und seiner Ehefrau nicht 
möglich, ihr Stimmrecht auszuüben. 

Die Amtsverwaltung Dützen hat zur Streichung 
des Einspruchsführers und seiner Ehefrau aus 


der Wählerliste erklärt, der Sachbearbeiter habe 
den Runderlaß des Ministers des Innern des 
Landes Nordrhein-Westfalen — I B 1/20 — 15. 
65. 10 — vom 20. April 1965 zu § 15 Abs. 2 BWO 
nicht beachtet und sei statt von der An- und Ab- 
meldung, vom tatsächlichen Wohnungswechsel 
ausgegangen. Der Einspruchsführer und seine 
Ehefrau seien daher irrtümlicherweise nachträg- 
lich aus dem Wählerverzeichnis gestrichen wor- 
den. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidimgsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und begründet wor- 
den; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich nicht 
begründet. 

Der Einspruchsführer und seine Ehefrau sind zwar 
zu Unrecht irrtümlicherweise durch amtliche Stellen 
an der Ausübung ihres Wahlrechts gehindert wor- 
den, so daß insoweit ein Verstoß gegen § 15 Abs. 2 
BWO vorliegt. Da diese Streichung jedoch auf das 
Ergebnis der Wahl im betroffenen Wahlkreis ohne 
Einfluß geblieben ist, muß insoweit der Einspruch 
als offensichtlich unbegründet zurückgewiesen wer- 
den. Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Ent- 
scheidung festgestellt, daß alle Verstöße gegen 
Wahlrechtsbestimmungen von vornherein als uner- 
heblich ausscheiden, „die die Ermittlung des Wahl- 
ergebnisses nicht berühren. Aber auch Wahlfehler, 
die die Ermittlung des Wahlergebnisses betreffen, 
können die Beschwerde dann nicht rechtfertigen, 
wenn sie angesichts des Stimmverhältnisses kei- 
nen Einfluß auf die Mandatsverteilung haben konn- 
ten." [BVerfGE Bd. 4, 370 (372 f.)]. Die Teilnahme des 
Einspruchsführers und seiner Ehefrau an der Bun- 
destagswahl hätte auch bezüglich der Zweitstimmen 
nach der amtlichen Auskunft des Bundeswahlleiters 
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vom 15. Februar 1966 keinen Einfluß auf die Man- 
datsverteilung im Bundestag gehabt. 

Der Einspruch war daher trotz eindeutigen Versto- 
ßes gegen § 15 Abs. 2 BWO im Sinne des § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet 
zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 



